
10 BeHlo.tt 22"August 1947 

A n fra g (} b e a n t w 0 I" t .. ~_n g • 

Zu der von den Abgeordneten Hau n s c h m i d t , Dr. L ach, 

K 1" ist 0 f i c s-[ i n der, A ich h 0 ~ n und Ganoasen eingebrachten 

Anfrage, betreffend die arbeitsrechtliche und sozialversicherungsrechtliche 

Beurteilung der Erziehungsbeihilfen für Lehrlinge, teilt Bu.ndesminister für 

soziale Verwaltung M a j, seI in schriftlicher Deantwortungmit: 

'Das vom Nationalrat in seiner Sitzung vom l2.Juni 1947 verab­

schiedete l.uridesgüsetz über die 'Ub3rleitung zum österreichischen Sozialver­

sicherungsrecht (Sozialversichcrungs-Überleitungsgesetz-SV-ÜG.) NI". 383 der 

Beilagen zu den stenogrnphischen Protokollen des Natiollalr91tcs, enthält im 

§ 65, Abs.( 3), folgende BGstiwluneen: 

IIDie reichs rechtlichen Vorschriften, wonach Lc:hrlingen und Anlern­

lingen, die "währen~ einer Krankheit Ans}ruch nuf Weiterzahlung der Erzihungsbei­

hilfe haben, kein Krankengeld zu gewähren ist, werden außer Kraft gesetzt. Dte 

Erziehungsbeihilfe, o.uf die der Lehrling oder Anlernling während einer Krank­

hoit Anspruch hat, ist sozi~1versicherungsrecht1ich dem Ar~eitsentgclt gleichzu­

behandeln. 11 

Diese EestimrJungen..werden gemäß § 120, Abs.(2), lit~o, des Gesetzes 

rückwirkend tlit 1. Jänner 1947 in Kraft treten. 

Hicdurch erscheint die gceenstämU i ehe Anfrage der Abgeordneten 

Haunschmidt, Dr. Lach I Kristofi~s-Binder, Aichhorn und GenCllssen vom 28.Miirz 1947 

überholt. 

Zur Vorgeschichte dieser Ncurogelung der Kralllkenversicherung d~r 

Lehrlingo teile ich ncch Nachstehend"es mit: 

Gemäß der Anordnung des ehema.ligen Gcneralbo'tollmächtigtenfür den 

Arbeitseins~tz (GBA) zur Vereinheitlichung d()r Z.rziehungsb~ihilfen und sonstigen 

Lcdstungen an :Lohrlinge und Anlernlinge in der privaten Wirtsoha.ft vom 25. Fe­

bruar 1~43 (veröffontlicht im Deutschen Rcich~n.nzeiger und'Preußischen stac.tso.n­

zeiger NI" .50 vom 2.März 1943) erhalten Lehrlinge und Anlernlinge ,diespätestens 

vor dem 21. "Lebens jahre das Berufserziehungsverhältnis ant:rctc.l1, eine Erziehungs­

be:ihilfe(Barleistung(.)ll, Kost und Wohllung).Die Erziehungs~bihilfo ist nach § 4, 

Abs.( 1) 1 der Anordnung bcd einer durch Kro.nkhcit verursQ.chtell Arbeitsunfähigkeit 
-

bis zur :Dauer von G Wochen - wenn die Krnnkhcitnuf einem" 'Sctriebsunfull beruht J ~ " " 

bis zur ':7mpr von 12 Wochen - jedoch nicht ü"Qcr die Beend:i,gung dos Berufscrzichungs-

verhältnissos hinaus weiterzugewähren. Diese Bestimmung wal" /lUS der Anordnung des 

Reichsarpcitsmirlisters ü1:Jer die Fortzahlung der ErziehungsbcihilfcbciArbcits­

verhinderung und ArcQitso.u~fa11 vom l8.März 1942 (ReiohsarbaitsbL1.tt 1942 I 

S. 144) unycrändcrt übcrnr..mmcn worden. In der Präo.mbcl, nioht n.bcr im Text der An~ 
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2. Beiblatt :aoi'bl,lltt zur Parlwel}ts!torrcspondcn~.: 22. August 1947. 

ordnung des G~nernlbevollmächtigten wurde festgestellt, acß die dem Lehrling und 

Anlernling gewährte Gcld- und Suchleistung kein Arbei tsc:titgclt I sondern eine 

Erziehungsbeihilfe, d.i. ein Beitrag zu den Kosten jas Unterhaltes des Lchr-
I " 

ling~ se1. Daraus wurde gefolgert, dnß diejenigen Lehrling~, auf die die An-

ordnung des Generalbevollmächtigten über die Erziehungsbeihilfc anzuwenden ist, 

grundsätzlich vom Anspruoh aufKran~engcld ausgeschlossen sind. Solche Lehrlinge, 

die im Falle einer mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen Erkrankung die Erziehungs­

beihilfe in der ~auer von sechs Woohen - wenn die Krankh~it auf einemBetriobs­

unfall beruht, in der :Dauer v,n zwölf Wochen - erhnlten, blieben nneh A"blauf 

~ieses Zeitraumes unversorgt. 

Mit dem Erlass vom 23. Februar 1943, Zl.II a l206/43 (Reiohsarbcits­

blatt 1943 Ir. 5.83) ~ .etreffend Le'istungcn und Beitr~ge der Kro.nkenvcrsichcrung " 

bei Lehrlingen, hat der Rciohsnrbeitsminister unter Hinw~is nuf die eben erwähnte 

in die Anordnung des Generalbevollmächtigten eingeurbeit~te Bestimmung über die 

Weitergewährung der Erziehungsbcihilfo im Erkrankungsfall ausgesprochen, daß 

Lehrlingon und Anlernlingen auoh dann nnch § 189 RVO kei~ Krankengeld zu gewähren 

se i, wenn sien'ttben ()~e"~;~,?-,.~~,ell~, ~:,X:i Erzieh~~~~.p~~~~~ ,",Akkortilol!n: odel' anq.orc 
Lcistungon crho.lten. Die Beiträge sollten dafür einhei tUch VOll der Erziehungs­

beihilfe, dem Akkordlohn und etwaigen s":»nstigen Leistung4m naoh § 189 RV(), Abs. (1) 

S:\tz '2; gokürzt erhoben werden. 

Dieser"Erlass'des" Reiohsarbeitsninisters gab"nlass"zu I"esohwerdcn 

aus' d~nKreisel1der Sftzialversicherungsträge:rundd~r Gc~crkschnftcn.Es vnlrde 
" I " 

-dar-o;Uf" -hingc.w-ies.an, daß es zählreiehe Lehrlirigcgcbe;"di,"ihr Lehrverhältnis" 
'._-", 

vor Vollendung des iLLe-benSj;Q.hres"·:-be.gonnen habe~und d9.~ses" infoiee "ddrKricg~ 
vorhäl,tnisse oft erst"no.ch Unte:rbrechungvonmchrerenJahrcn"nls Volljährige ~ 

in vielen Fällen s,gnr als Famil.i.enerhnltcr ~ fortsetzcn:können. Diese Lehrlinge 

l'i!dben- sowurde\1.Usgefüllrt ... im Fhl1e' derErkrnnkung>g~inäß den ~ dtfcrtcri 

geltendenbesti~sen,'"nai)h äezug der Erziehuiigsocih11fe: in der Dnuer ven seohs, 
" I " 

bzw:. 12Wo-ohenkeinen Anspruch auf das in der Regel '".oseliltlich höhere Kro.nken-

"geld, obwohl" sie häuf:l.g' in:fiJlg~ ihrer grö8~ri1-~n Ver~endb~ritci{ usw. " sohonellwii 

Hilfsni-beitcr- oder'Aklordlohilbeziehen. 

, Von dieser Saohlage 'ausgehend,'hn.t; dns nurides~inisteriUm t'ürsozinle 

Verira.l tuhg die Frage der Krankenversicherung derLehrlingen~u geprüft undhic­

bei folgendes festgestellt :'Im('Z~ge der Neuregelung d~r LohnverliliHnisse in' der 

privaten Wirtschaft "durch die" im 1lundesminist..:rium"für S<)lzinle Verwnltune gc-

" tildetc Zcntrallohnkommlesion wurderiuch die Entschädi.gu~gder Lehrlinge und An­

lernlinge für znhireiohellerufsgruppen in Abänderung dC,r :mehrfnch zitierten An­

ordnung des Generulbevollmächtigten neufestgesetzt. Hicbai wurde die Höhd der 
I 
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3- Bei31att Beiblatt zur PN'la.m~urt-skotrespgnden~ .. , 22. August 1947. 

Lehrling3entschädigung zur Höhe ~er Hilfsarbeiterlöhne der bezüglichen Berufs­

gruppe in ein bestimmtesVerhältnie gebracht. 

Zur Frage, ob die Zentrall-9hnkommission berechtigt war, Erziehungs­

beihilfen festzusetzen, die über das Ausmaß der in der Anordnung des GBA.. zur Ver­

einheitlichung der Erziehungsbeihilfen und sonstigen Leistungen an Lehrlinge und 

Anlernlinge in der privaten Wirtschaft vom 25.2.1943, RABL. I.S" 164, festge­

setzten Beträge hinausgehen, wird noch bemerkt & 

§ 0 der Anerdnung des GBA. bestimmt, daß die Reichetreuhänder der 

Ärbeit in besonderen Fällen Ausnahmen ven len Vorschriften der Anordnung zulassen 

k i5nnen. Diese Befugnis ist mit der Verordnung des Bundesminlsteriums für soziale 

Verwaltllng vöm 2P.l.1946. BGB1. Nr.50, auf die Zentrallohnkommissirm übergegangen, 

Auf dieser Grundlage beruheR;'t~ letzter Zeit er~angenenEntscheidungen der Zentra: 

lnhnkommission, durch die für eine Reihe V(}n Wirtschaftll!lzweigen die Erziehungs­

beihilfen ihrer Höhe nach den geänderten Preisverhältnissen angepa~t wurden .• Mit 
.. . ..: 

ihren diesbezüglichen Entscheidungen hat die Zentrallohnikommission keineeweg~ d6!:l 
- , 

Rahmen der Ausnahmeermächtigungen des § 8 der Anordnungübersohritten; denn die 

durch na.mhafte Preissteigerungen eingetretene Erhöhung d,er Lebenshaltungskoston 

hatte allg'3meine L~hnbewegunf.jen ausgolöst, die auch auf ,die Höhe der an die Lehr­

linge zu erbringenden Geldleistungen nicht ohne Einfluß bleiben konnten. Es;h.i8ßG 

die wirtschaftli'che, Seite dieses, rroblems vollkommen verkennen, wollt~ man sich 

auf den Standpunkt stellen, daß die in der Anordnung des' GM. festgesetzten Er­

ziehungsb~:ihj Ifen als absolut starre Sätze gedacht sind, die auch bei wes0ntlichoJ 

In03rung der wil rtschaftlichen Voraussetzung auf Grund d:or Ausnahmeermächtigung 

des § 8 der Anordnung nicht geändert werden dürfte. Im übrigen muß noch darauf 

verwiesen werden, daS den Entscheidungen der Zentrallohdk0mmission einvernehmlich, 

Anträge der Vertreter der Dienstgeber und der Dienstnehmer zugrundelagen. 

Das ~undesministerium für soziale Verwaltung hat aus der arbeits­

rechtlichEm Neuregelung in seinem ErlaS vom 10.1,.1947, Zl.II-5805911-6/46, folgond( 

Schlußfolgerungen gc:lzogenz 

1. Die vort der Zentrall~hnkommission neufestgesetzten Lehrlings­

entsehädigungen sind sozialversioherungsrechtlich nicht anders zu behandeln als 

das Arbeitsentgelt v6n Arbeitern (Angestellten). 

2. Auf diese LehrlingsentschädiguneGn sind nicht mehr die seiner­

zeitigon Vorschriften über die Leistung8n und Beiträge dler Krankenversicherung 

toi Lehrlingen, insbesonders auch nicht der Erlass des Reichsarbeitaministers vcm 

2302.1943 anzuwenden; für die Bemessung der Beiträge als auch der Leistungen sind 

vielmehr die LehrlingsentSChädigungen als Arbeitsentgelt zu behandeln. 

3. Bei Anwendung des § 189 RVO. über das Ruhen des Kranken- und 

Hausgeldes neben Arbeitsentgelt ist die Lahrlingsentschädigung einem Arbeits­

entgelt gleichzustellen. 

Um nun Lehrlinge und Anlernlinge, für diel durch die Zsntrl".llr·hnk'ffii 
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4,. neib1att 22. August 19'47 .. 

'sinn noch keine Neuregelung deI' L~hrlingsentschädigung getroffen w~rden war, 

für die also die Anordnung des Generalbevollmächtigten über die Erziehungsboi­

hilfen und sonstigen Leistungen noch gilt, sozialversicherungsrechtlich nicht 

schlecht,r zu stellen, wurde verfügt, daß in sozialversicherungsreohtlicher 

Beziehung auch bei solchen Lehrlingen (Anler.nling~n~ die oben dargelegten Grund­

Sätze anzuwenden, d.h. die Erziehungsbeihilfen und die sonstigen in früheren An­
ordnwlgen vcrg'esehen~n Leistungen an Lehrlinge (Anlernlinge) sozialversicherungs­

rechtlich als Arbeitsentgelt zu behandeln seien. 

Der ervähnte Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 23.2.1943 

stütz~e sich auf § 18 der Zweiten Lohnabzugsvcrordnung vom 24.4.1942 (Reichs­

gesetzblatt I,S o 252). Diese Bestimmung besagt, daß der ReichsarbGitsminister im 

Einvernehmen mit den beteiligten Reichsministern die zu Durchführung und Er­

gänzung d0r sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften der Zweiten Lohnabzugs­

verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlassen" habe. 

Das nach § 2 des Behörd8n-Ü.G. vom 20.7.1945, St.G.Bl.Nr~94/45, an die Stelle 

des Reichsarbeitsministeriums getretene Bundesministerium fürscziale Verwaltung 

hielt sich daher in Anbetracht der auf arbeitsrechtlichem Gebiet durch die 

Zentrallohnk;mmissil)n festgesetzten Ä.nderungen bezÜß'liohder Lehrlingsentschä­

digungen (Erziehungsbeihilfen) für ermqchtigt anzu,,:,rdn8n 1 daß der Erlaß des 

Reichsarb(!it sministers nicht mehr anzuwenden sei und daß Lehrlingsen+:schädi,':lmg"Jn 

sowie Erziehungsbeihilfen sozialversicherungsrechtlich als Entgelt aufzufassen 

seien. Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hatte umsoweniger ~edenkon, 

diese Verfügung zu troffen, als die Feststellung, daß die Erziehungs~ehilfe kein 

Entgelt soi, nur in der als Motivenborioht anzusehenden Präambel zur Änflrdnung 

des Geu0ralb8vQllmächtigten \~nthaltt:Jn ist und das Bundesministerium für soziale 

Verwaltung übrigens auch g8mäß § 8 1 Abs.(2), der Anordnung an Stelle des ehe­

maligen GexlGral bovollmächtigten für den Arbeitseinsatz erforderliehenfalls be­

rechtigt ist, Zweifelsfragen im Verwaltungs~ege mit bindender Wirkung zu ~nt­

schaiden. In diesem Zusammenhang sei bemerkt, daß im Bereiche der Wienor Ge­

(:jietskrankenkasse - wie Erhebungen bei dieser Krankenkasse ergeben haben - die 

Erziehun3'sbeihilfe ungeachtet der Weisungen des bezogenen Erlasses des Rcidhs­

arbi:dtsministers s~!zialversicherungsrechtlich sti.3ts als Arbeitsentgelt behandelt 

wurde. In Wien, wo ja die m8isten LGhrlinee sind, wird daher eine Mehrbelastung 

der Wirt.schaft infolge AufhebUng des ErlasstJs nicht eintretm. 

Da der Erlass des Bunde$ministeriums für soziale VerwaltunG' 

vom 1::'. L 1947, ZLII-5n, 599-6/46, Mißve:'ständni.sse hinsichtlich der Weit~r­

goltung der Bestimmungen übor die Erzichun~sbehilfe gemäß dor Anordnung des Ge­

neralbev'~llmächtigten herv'Jrgerufen hJ.tte, h~t dl\s Bundesministerium für s('zial.El 

Verwaltung eine di8sbezügliche An:frA.ge des Öst~rreichisohen Gewerkschaftsbundes 

mit dem in der Anfrago Jleichf,).lls b<::zo3enen Erlass vom 1.3.1947, Zl. 11-190 266-6/47. 
bonntwort.:J"!i. Abs. (1) dieses Erlasses weist darauf hin, daß durch die Verfüguo,c,:on 
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5q Beiblatt Bei bl ttt ~U' r fhl.~!jmj;skQrrQSi1Rndenz.. 22 • .August 1947. 

der Zentr~llohnkQmmissioh die Anordnung des Gen~ralbevollmächtiJton nur hin­

sichtlich einiger Berufsgruppen außer Kraft gesetzt worden sei. Daher seien 

dio :Bestimmungen der Änordnung über die Weitergewährung dor Erzichung$beihilfe 
im Fal;te def Krrulkhei t fp.r diß gro& Mehrhei t der Beruf~grll"Ppen 
noch ln Ge tung~Tm zwelten Absatz werden die oben erwaHntäh aus der neuen 

arbeitsrechtlichen Re(~elung sich für daß Gebiet der Sozialversicharung ereeben­

den FolGerungen behandelt. Eine sioh widerspreohende Beurteilune des rechtlichon' 

Charakters dDr Erziehung'l;beihilfe kann in den Darlegungen der ,leiden Absätze 

(Teile) des Erlasses nicht erblickt werden, weil der Text der Anordnung des Ge­

nbralbevollmächtigten keinen wie immer gearteten Anhal tspunkt :für die Ansicht 

liefert, daß die Erzliehungsbeihilfo kein Lohn sei. Diese Feststellung wird 

lediglich - wie bereits 0rwähnt - in der einen MfI,tivenbcricht darstellenden 

Praambel zur Anordnung getroffen. Die Anordnung selbet würde ahol:' den gegentei­

ligen Schluß rechtfertigen, es sei beispielsweise nur auf den dem Arbeitsrecht 

der Lehnarbeiter entnommenen Bugriff der Me~'l~a.rbei tsvergütung im § 3 der Anordnung 

hingewiosen. 
-.-~-.-.-.-.-.-.-
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